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DIE SEITE UNSERER LESER

SCHREIBEN SIE IHRE MEINUNG!
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Inhalte und Themen richten sich
nach Ihren Zuschriften.
Leserbriefe geben nicht die Meinung
der Redaktion wieder.
Auswahl und Kürzungen müssen
wir uns vorbehalten.
Für Rückfragen nennen Sie
uns bitte Ihre Anschrift und Ihre
Telefonnummer.

NACHGEFRAGT

„Europa als Schlüsselmoment politischen Lebens“
Das Bundesverfassungsgericht in
Karlsruhe verhandelt derzeit darü-
ber, ob der EU-Reformvertrag von
Lissabon unter anderem eine Ein-
schränkung der Demokratie in den
Mitgliedsländern bedeutet. Unsere
Leserin Clara Fischer fragt nach
den Eckpunkten dieses Vertrags-
werks, nach seinen Intentionen so-
wie danach, wie sich ein mögliches
„Nein“ aus Karlsruhe auf den Inte-
grationsprozess auswirken würde.
„Dialog“ gab die Fragen weiter an
einen ausgewiesenen Europa-Ex-
perten. Seine Antwort:

Das Bundesverfassungsgericht
kann Europa in die tiefste Krise
der Nachkriegsgeschichte stür-
zen – wenn es „Nein“ sagt zum
Lissabon-Vertrag. Der Vertrag
begrenzt auch die Kompetenz
der obersten deutschen Rich-
ter. Daher darf sich niemand
über deren sensible Aufmerk-
samkeit und Sympathie für die
Kläger wundern. 

Halten wir uns den großen his-
torischen Sachverhalt vor Au-
gen, um den es gegenwärtig
geht. Europa ist zum Schlüssel-
element unseres politischen
Lebens geworden, zum Kern

der Machtarchitektur: von der
dramatischen Wirtschafts- und
Finanzkrise, der Energieversor-
gung bis zum Afghanistan-En-
gagement, dem Georgienkrieg
und dem Nahost-Konflikt ist die
EU zum Fokus politischer Lö-
sungen geworden.

Europas strategischer Zugriff
aber bleibt in allen diesen Fäl-
len zu langsam und zu diffus.
Der Kontinent wollte dies drin-
gend ändern. Er versuchte, sich
eine Verfassung zu geben. Dies
scheiterte 2005 in Frankreich
und den Niederlanden. Sofort
unternahm man unter deut-
scher Führung einen Rettungs-
versuch – mit dem Vertrag von
Lissabon, der die wichtigsten
Reformansätze aus der Verfas-
sungsdebatte zu realisieren
versucht:
ø Der Vertrag will die Demo-
kratie stärken. Dazu erhält das
Europäische Parlament mehr
Kompetenz. Mit dem Mitent-
scheidungsverfahren als Regel-
verfahren wird die Europäische
Union zum Zwei-Kammer-Sys-
tem. Außerdem erhalten die
nationalen Parlamente größe-
ren europäischen Einfluss. Eu-

ropäische Volksbegehren wer-
den ermöglicht.
ø Der Vertrag will die Legiti-
mation der Europapolitik stär-
ken. Dazu wird ein entschei-
dender Mangel abgeschafft,
der bisher besteht: Die Stimm-
gewichtung im Ministerrat hat-
te eine skandalöse Asymmetrie
im Entscheidungsprozess her-
beigeführt – auch zulasten
Deutschlands. Wenn die Bürger
dies handfest spüren, ist eine
elementare Legitimationskrise
unausweichlich. Die Abschaf-
fung dieser Regel ist einer der
wichtigsten Fortschritte des
Vertrages – auch für Deutsch-
land.
ø Der Vertrag will das europäi-
sche Handeln effektiver ma-
chen. Dazu strafft er die Ent-
scheidungsverfahren und redu-
ziert ihre Vielfalt. Außerdem
personalisiert er die Politik –
durch die Wahl des Präsidenten
des Europäischen Rates und
die Einsetzung eines Verant-
wortlichen für die Außen- und
Sicherheitspolitik. 
ø Der Vertrag ermöglicht die
Differenzierung nach innen und
nach außen. Europa muss nicht
auf den letzten Staat warten

und muss diesen nicht zu unge-
wollten Schritten zwingen. Des-
halb eröffnet der Vertrag über
die so genannte „verstärkte Zu-
sammenarbeit“ die Chance für
modernes, flexibles Vorgehen. 
ø Der Vertrag versucht mehr
Klarheit zu schaffen, indem er
auflistet, welche Ebene wofür
zuständig ist. Ein Stück weit
kann dies die Konfusion im
Wirrwarr regionaler, nationaler
und europäischer Kompeten-
zen reduzieren.

Der Vertrag von Lissabon ent-
hält Lösungen, um die Europa

seit Jahrzehnten vergeblich ge-
rungen hat. Und dennoch klin-
gen die Argumente der Kläger
nicht völlig abwegig. Sie werfen
den Vertragsunterzeichnern ei-
ne Entstaatlichung der Bundes-
republik und eine Entdemo-
kratisierung vor. Das ist nicht
mit den Kernpunkten des Ver-
trags zu belegen. Es ist anzu-
führen nur, wenn man die gro-
ßen, faktischen Transformatio-
nen aus den zu klein geworde-
nen Nationalstaaten auf die eu-
ropäische Ebene übersieht –
und wenn man sich in den vie-
len bürokratischen Details des
Vertrags verliert.

Die Autoren des Lissabon-Ver-
trages haben sich ja leider
nicht auf die großen politischen
Eckpunkte beschränkt. Sie ha-
ben sich stattdessen in ein bü-
rokratisches Monstrum von
mehreren hundert Seiten ge-
stürzt.

Mit diesen selbst für Experten
nur schwer transparent zu ma-
chenden Einzelheiten können
sich die Vertragsgegner bewaff-
nen – sei es als populistische
Anführer in Irland, sei es als

rechtswissenschaftliche Inter-
preten vor dem Bundesverfas-
sungsgericht. Hier sitzt Europa
in der Falle seiner Intranspa-
renz.

Damit ist das Dilemma klar:
Der Kontinent braucht die In-
tegration dringender denn je.
Europa muss dazu handlungs-
fähig sein, will es nicht im Wirr-
warr der Aufgaben versinken.
Wenn es aber dazu die Zustim-
mung der Bürger haben will,
dann muss es transparent sein.

Das Bundesverfassungsgericht
könnte dieses Dilemma auflö-
sen. Es müsste gleichsam ei-
nen Spagat formulieren: Die
Kernelemente des Vertrags
sind demokratisch begrüßens-
wert und verfassungskonform.
Die Verantwortlichen werden
aber auch beauftragt, Transpa-
renz zu schaffen, die jeder be-
greift. Daraus könnte für Euro-
pa statt einer Krise dann eine
große Chance werden.
Prof. Dr. Dr. h.c. Werner Weiden-
feld, Direktor des Centrums
für angewandte Politikforschung
der Ludwig-Maximilians-Universität
München.

Werner Weidenfeld ist Politikwis-
senschaftler in München.

„Johannes Paul II. hätte man verziehen“
Die Aufhebung der Exkommunikati-
on des Holocaust-Leugners William-
son durch den Papst sowie die Re-
aktionen darauf bleiben für unsere
Leser ein wichtiges Thema. Uns er-
reichten weitere Zuschriften:

Es ist wohl schon einmalig und
beschämend zugleich, wie man
nach den Ereignissen der letz-
ten Woche mit dem Heiligen Va-
ter umgegangen ist. Aus allen
Richtungen stürzte man sich auf
ihn, sogar einige deutsche Bi-
schöfe schlossen sich den Atta-
cken auf das Oberhaupt unserer

Katholischen Kirche an. Am lau-
testen waren, wie so oft, die
Schreier, die mit der Kirche und
dem Papst nichts zu tun haben.
Erst das „Hosianna!“, dann das
„Kreuziget ihn!“.
Kein Mensch ist ohne Fehler,
auch der Heilige Vater nicht. Un-
fehlbar ist er nur dann, wenn er
„ex cathedra“, vom Stuhle Petri
aus, eine Glaubensentschei-
dung verkündet. Mit Papst Jo-
hannes Paul II. wäre so etwas in
seinem Heimatland nicht pas-
siert.
Aloisius Schirmeisen

„Merkel führt sich wie Ober-
päpstin auf“, hieß es in einem
Leserbrief – ich würde sagen: zu
Recht! Offensichtlich fehlt dem
Papst, der eigentlich göttlich in-
spirierten Durchblick haben
müsste, derselbe. Und was noch
schlimmer ist: das Bewusstsein
für Gut und Böse. Meiner Mei-
nung nach hat das Böse im
Christentum längst wie ein Pa-
rasit seinen Wirt gefunden, ob
man es wahrhaben will oder
nicht.
Jemand wie Williamson, der in
den Medien behauptete, „Gas-

kammern“ habe es nie gegeben,
beweist mit seinem Ausspruch
doch nur, dass er nichts bereut.
Und solche Leute, die Wahrheit
und Gerechtigkeit unter den
Tisch kehren, finden in einem er-
schreckend verflachten Chris-
tentum einer erzkonservativen
Kirche größten Beifall! Werte
gibt und gab es im Christentum
nur, wenn diese gleichzeitig mit
ihrem Machtanspruch verbun-
den waren.
In der Vergangenheit des Chris-
tentums hatte man jedoch um-
gekehrt wenig Respekt gegen-

über Werten anderer Religionen
und anders denkender Men-
schen. Mitgefühl beanspruchte
es nur für sich selbst, weniger
für Andersgläubige und -den-
kende.
Fazit: Es ist nicht alles zu ent-
schuldigen – das heißt, dem
„vorsätzlich Bösen“ sollten
Grenzen gesetzt werden. Wenn
man dies nicht tut, ist das Chris-
tentum eine gefährliche Ideolo-
gie, die allenfalls zum Fanatis-
mus verführt und weniger an
Gerechtigkeit interessiert ist.
Sabine Sonner

In einem Rundschau-Artikel
wird ein Besucher einer Messe
der Pius-Bruderschaft in Köln
mit der Anregung zitiert, Papst
Benedikt „sollte Williamson
nach Auschwitz einladen und
ihn dort erfahren lassen, was er
für einen furchtbaren Unsinn er-
zählt“.
Ich bezweifle zwar, ob der Papst
die richtige Person wäre, eine
solche Einladung auszuspre-
chen. Aber ich bin der Meinung,
dass diese Anregung beden-
kenswert und gut ist.
Herr Williamson, Bischof in der
Pius-Bruderschaft, will sich
zwar vorerst nicht von seinen
Positionen zum Völkermord an
den Juden distanzieren. Aber er
will die historischen Beweise
prüfen, um sich dann, wenn er
die Beweise findet, zu korrigie-
ren. Da bietet es sich doch an,
ihm bei dieser Suche behilflich
zu sein: Eine geeignete Person
in Deutschland sollte unverzüg-
lich die Einladung an Herrn Willi-
amson aussprechen, um mit
ihm die historischen Stätten der
Verbrechen, angeschlossene
Museen, Archive usw. zu besu-
chen.
Wenn er sich hiervon nicht so
beeindrucken lässt, dass er sei-
ne bisherigen Aussagen wider-
ruft, dann kann man ihm Unver-
besserlichkeit und Böswilligkeit
unterstellen. Aber dieser Ver-
such müsste ihm ermöglicht
werden.
Helmut Backes

„Dieses fürchterliche Kapitel in unserer Geschichte darf nie in Vergessenheit geraten“: Unmissverständlich verurteilte Papst Benedikt XVI. bei
dieser Audienz für eine Delegation amerikanischer Juden am 12. Februar alle Versuche, den Holocaust zu verharmlosen. (Foto: dpa)

Verkettung
unglücklicher
Umstände?
Zum Thema „Zweiklassengesell-
schaft im Gesundheitswesen“ er-
reichte uns dieser Brief:

Kürzlich suchte ich vormittags
um 10 Uhr mit meiner Frau (72)
die Zentralambulanz eines Klini-
kums auf. Meine Frau ist seit
rund acht Wochen Stoma-Pati-
entin und leidet seitdem unter
Erbrechen und Bluthochdruck.
Dies steigerte sich in der Nacht
zuvor so stark, dass wir das
Krankenhaus aufsuchten, in
dem sie operiert worden war.
Nach mehreren Untersuchun-
gen konnten wir dann um 19.15
Uhr die Klinik wieder verlassen.
Als wir den zuletzt untersuchen-
den Arzt auf die neun (9!) Stun-
den und 15 Minuten Wartezeit
ansprachen, erklärte er, es habe
sich um eine „Verkettung un-
glücklicher Umstände“ gehan-
delt. Da wir keinen Aufruf zur
Untersuchung verpassen woll-
ten, konnten wir in dieser Zeit
auch keine Mahlzeit zu uns neh-
men.
Drei Privatpatienten – nach ih-
rer Kleidung und ihrem Auftre-
ten als solche zu erkennen –
konnten innerhalb einer Stunde
– gemessen an ihrer Ankunfts-
zeit – die Ambulanz bereits wie-
der verlassen. So viel zur Zwei-
klassengesellschaft bei der Be-
handlung von Patienten.
Walter Niggemann

Neun Stunden und 15 Minuten
musste unser Leser warten.
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